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BUNDESGERICHTSHOF
*

IM NAMEN DES VOLKES

IV ZR 66/65 URTEIL Verkündet am
23* März 1966 
B r o e g k e Justizangeotellte

•1« Urkondsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Entschädigungsreohtsstreit

der Witwe Selma 0
H USA,

Klägerin und Revisionsklügerin,

- Prozeßbevollmächtigteri Rechtsanwalt 9

gegen

das Land H e s s e n ,  vertreten durch den 
Hessischen Minister des Inneren in Wiesbaden,

Beklagten und Hevisionobeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. * •  ©



Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 16. Mörz 1966 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Ascher und 
der Bundeorichter Johannsen, Wilden, Dr. Loev/en- 
heira und von der Mühlen

für Recht erkannt s

Auf die Revision der Klägerin v/ird das 
Urteil des 2. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts in Frankfurt (Main) von 3o. 
Dezember 1963 aufgehoben.
Der Rechtsstreit v/ird zur anderv/eiten 
Verhandlung und Entscheidung, auch über 
die außergerichtlichen Kosten der Re­
vision, an das Berufungsgericht zurück- 
verv/iesen.

Das Revisionsverfahren ist gebühren- und 
auslagenfrei.

Von Rechts v/egen 

Tatbestand:

Die Klägerin ist Witwe und Erbin eines 1879 
geborenen jüdischen Dandesproduktenhändlers aus 

Das Geschäft ihres Mannes ging seit 1933 
zurück und mußte 1939 aufgegeben werden. Die Ehe­
leute wsnderten aus. Am lo. August 1952 verstarb 
der Erblasser.

\



Die Klägerin meldete 1954 den Berufsschäden 
ihres Mannes an« Sie überreichte eidesstattliche 
Versicherungen ihrer Tochter und ihres Schwieger­
sohnes, die im Geschäft ihres Mannes tätig gev/esen 
waren. Danach betrug sein Reineinkommen in den Jah­
ren 193o bis 1932 im Durchschnitt 2o.ooo,- RM.

Vfegen Beschränkung und Verdrängung ihres 
Mannes aus dem Beruf in der Seit vom 1. Januar 1936 
bis zum lo. August 1952 wurden der Klägerin ”5o $ 
vom Höchstbetrag der Kapitalentschädigung, die in 
Ermangelung anderer Angaben und Unterlagen auf die 
Witwe entfallen« (§66 Abs. 2 BEfgG), nämlich 
12.5oo,- DM gewährt. Eine weitere Begründung ent­
hält der Bescheid nicht.

Diese Festsetzung focht die Klägerin mit der 
Begründung an, sie «erwähne nichts über ihre Ein­
stufung«; auch die Kürzung der Höchstentschädigung 
auf 5o i> werde durch § 66 BErgG nicht gedeckt.

Im Hinblick auf den bevorstehenden Fortfall 
der Kürzungsvorschrift erledigte die Behörde die 
Klage, indem sie der Klägerin durch Bescheid vom 
9. Februar 1956 eine Entschädigung von 23.4oo,- DM 
für die 2eit vom 1. Januar 1936 bis zum 14* Mai 
1949 zubilligte. Der neue Bescheid enthielt die 
vollständige Berechnung der Entschädigung unter An­
führung des vergleichbaren Diensteinkommens im 
gehobenen Dienst.
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Gegen die Neufestsetzung klagte die Klägerin 

nunmehr mit der Begründung, die Beschränkung der 
Erv/erbstätigkeit habe schon am 1. April 1933 begon­
nen, Der Sachbearbeiter nahm in den Verwaltungo- 
akten Stellung dahin, daß der Verstorbene einem 
Beamten des gehobenen Dienstes vergleichbar* sei 
(Diensteinkommen 6ooo). Nach der Übung der Behörde 
werde bei Einkommen von 7 - 12.ooo,- RM in den 
gehobenen Dienst eingestuft; das Einkommen des 
Verfolgten habe nach den vorgelegten Versicherun­
gen 20.000,- EM betragen. Die Ausdehnung des Ent- 
schUdigungszeitraumes bis zum 1. Juni 1934 er­
scheine angemessen. In diesem Sinne verglichen 
sich die Parteien; die Behörde gewährte nunmehr 
durch Bescheid vom 3. November 1956 eine Gesamt­
entschädigung von 25*623»-* DM.

In einem Urteil Uber den Goodwillschaden 
des Verstorbenen legte das Bandgericht im Febru- 
ar 1961 ein Jahreseinkommen von 12.ooo,- RM zu­
grunde. Daraufhin verlangte die Klägerin im März 
1962 die Neufestsetzung der Berufsschadensentschä­
digung unter Einstufung ihres Mannes in den höhe­
ren Dienst. Die Behörde lehnte den Antrag mit der 
Begründung ab, sie halte nur ein Einkommen von 
9.36o,- RM (Vergleichseinkommen des gehobenen 
Dienstes von 7.8oo,- RM + 2o ft Versorgungszu­
schlag) für festgostellt. Den früheren Bescheiden 
und dem Vergleich liege nicht das Einkommen von 
11.5oo RH zugrunde, das nach der 2. Änderungsver­
ordnung zur 3* DV-BEG vom 25* Februar I960 für die 
Einreihung in den höheren Dienst erfordert werde.
Die Änderungsverordnung habe daher die Rechtslage 
der Klägerin nicht verbessert, so daß ihr kein 
weiterer Anspruch zustehe.
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Gegen diesen Bescheid richtet sich die vor­
liegende Klage. Sie ist in beiden Instanzen erfolg­
los geblieben. Mit der vom erkennenden Senat zugo- 
lassenen Revision beantragt die Klägerin, die Sa­
che zur erneuten Verhandlung an das Berufungsgericht 
zurückzuverweisen. Das beklagte Land bittet um Zu­
rückweisung des Rechtsmittels.

Entscheidungsaründes

Die Revision der Klägerin ist begründet. Die 
Neufestsetzung der Entschädigung wegen des Berufs­
schadens ihres Mannes kann nicht mit der Begrün­
dung des angefochtenen Urteils versagt werden.

Der Berufungsrichter führt aus, eine Neufest­
setzung nach Art. IV der 2. Verordnung zur Änderung 
der 1., 2. und 3- DV-BEG vom 25. Februar i960 (BGBl 
I S. 13o) sei nur zulässig, wenn diese Änderungsvor- 
ordnung die Rechtslage des Verfolgten verbessert 
habe. Das sei nicht der Fall, wenn der Sachverhalt, 
mit dem das Änderungsverlangen begründet werde, 
schon nach der früheren Rechtslage die jetzt gefor­
derte Einstufung gerechtfertigt hätte. Hier träfen 
zwar die früheren Bescheide keine Feststellung über 
das Vorvorfolgung8einkommen des Verstorbenen. Die 
Klägerin habe aber seinerzeit ein Einkommen von 
20.000,- 1RM behauptet, das eine höhere Einstufung 
ihres Mannes ermöglicht hätte. Auch in einem sol­
chen Falle seien neue Ermittlungen über das Ein­
kommen unzulässig» Die Klägerin habe es versäumt, 
die unrichtige Einstufung durch die Klage geltend
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zu machen. Im übrigen habe sie die Verbesserung 
auch schon auf Grund des Bundesentschädigungsge­
setzes erreichen können (Art. III Kr. 9 des 3. 
ÄndG vom 29. Juni 1956).

Diese Auffassung entspricht, soweit es sich 
um die Veränderung der Rechtslage handelt, der 
vom erkennenden Senat in seinem Beschluß LM BEG 
1956, 2. ÄndVO zur 1., 2. und 3. DV-BEG Art. IV 
Nr. 6 vertretenen Ansicht. Die Nachprüfung wei­
terer Anwendiuigsfälle hat jedoch ergeben, daß sie 
nicht aufrechterhalten werden kann. In seinem Ur­
teil RzW 1966, 44 hat der Senat dargelcgt, daß 
bei der Entscheidung der Frage, ob einem Verfolg­
ten auf Grund der 2. ÄndVO weitergehende Ansprü­
che zustehen, allein von den tatsächlichen Fest­
stellungen zum Vorverfolgungseinkommen auszugehen 
ist, die in (oder zum Zwecke) der früheren unan­
fechtbar gewordenen Entscheidung getroffen worden 
sind.

Im vorliegenden Fall hat die Behörde eine be­
stimmte Einstufung vorgenommen, ohne das Vorver­
folgungseinkommen festzustellen und aktenkundig 
zu machen. Das Revisionsgericht ist berechtigt und 
verpflichtet, ihre Bescheide nachzuprüfen (DM 
BEG 1956, 2. ÄndVO a. 1., 2. und 3. DV-BEG Art. IV 
Nr. 3)» Da die Bescheide selbst keine Einroihungc- 
merkmale enthalten, können die für die Festsetzung 
maßgeblichen Feststellungen in den Verwaltungs­
akten, auf die im Berufungsurteil Bezug genommen



- 7 -

ist, herangezogen werden.

Die Prüfung der Entsohädigungsakton ergibt, 
daß es an einer bezifferten Feststellung dieses 
Einkommens fehlt. Dem ersten Festsetzungsbescheide 
liegt ein Arbeitsblatt (Bl.36) zugrunde, dem nicht 
entnommen v/erden kann, daß das von der Klägerin be­
hauptete und unter Kr. 11 a des Formulars aufgeführ­
te Einkommen von 2o.ooo,- RM jfostgectcllt,.worden . i 
ist. Denn mit einem solchen Einkommen und mit der 
sozialen Stellung eines "Großkaufmanns" (Nr. 11 c) 
wäre die Einstufung in den gehobenen Dienst allen­
falls vereinbar, wenn dem Mangel einer höheren 
Schul- und Berufsausbildung (Kr. 11b) ausdrücklich 
entscheidendes Gewicht beigemessen worden wäre.
Nach der Stellungnahme des Sachbearbeiters (Bl. 8o) 
stufte die Behörde schon bei einem Einkommen über 
12.000,- R1I üblicherweise in den höheren Dienst 
ein. Auch diese Stellungnahme klärt nicht, warun 
der Verstorbene in den gehobenen Dienst eingereiht 
worden ist. Der Zusammenhang legt aber nahe, daß 
auf die ziffermäßige Feststellung des Einkommens 
deswegen verzichtet und von den Tabellenziffern 
für den gehobenen Dienst ausgegangen worden ist, 
weil die Klägerin schon auf dieser Basis die ge­
setzliche Höchstentschädigung erhielt. Darauf weist 
auch die Verwendung des Arbeitsblattformulars "für 
die Festsetzung von Höchstbetragsentschädigung 
gemäß § 25 Abs. 3 BEG" hin. Die im Berechungsbo- 
gen (Bl. 35 a) ermittelte Tabellenentschädigung 
doo Verstorbenen überstieg auch dann, wenn er in
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den gehobenen Dienet eingeroiht wurde, weit den 
Höchstbetrag von 25*ooo,- DM. Ytenn der Witwe hier­
von nach § 66 Abs. 2 BEG 1953 5o $> zugobilligt 
wurden, kam es nicht mehr darauf an, ob der Ver­
storbene nach seinem Einkommen höher eingestuft 
werden konnte.

*

Die Behörde hat weder das behauptete Einkom­
men von 2o.ooo,- RM festgestellt und zugrunde 
gelegt, noch hat sie ein anderes, unter dem nach 
der 2. Änderungsverordnung erforderlichen lie­
gendes Vorverfolgungsoinkommen ermittelt. Die An­
nahme des angefochtenen Bescheides, es sei ein 
Einkommen von 9.36o,- RM für wahrscheinlich ge­
halten und festgestellt worden, ist ersichtlich 
nur ein Rückschluß aus der Einstufung in den ge­
hobenen Dienst. Die Eintragungen in den Arbeits­
bogen, der Hinweis des Sachbearbeiters auf die Ein­
stufungsübung und die Überflüssigkeit der Bezif­
ferung im Hinblick auf die Erreichung des Höchst- 
beträges lassen eine Feststellung nicht erkennen.

Auch dem Bescheide vom 9* Februar 1936 sind 
keine weiteren Ermittlungen und Feststellungen 
über das Vorverfolgungseinkommen vorausgegangen.
Der abhelfende Bescheid hat lediglich die Entschä­
digung unter Beibehaltung der bisherigen Einstufung 
neu berechnet. Ebenso wurde verfahren, als die Klä­
gerin die Vorverlegung des Beginns des Entschädi­
gungszeitraums für die Beschränkung des Erblassers
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in der Ausübung seines Berufs verlangte und der 
Entschädigungszeitraum vergleichsweise verlängert 
wurde.

Da es nach alledem an einer bezifferten Fest­
stellung über das Vorverfolgungseinkommen fehlt 
und die Behörde stets nur von den Tabellenspitzen 
des gehobenon Dienstes ausgegangen ist, hat die 
Klägerin Anspruch darauf, daß das Vorverfolgungsoin- 
kommon ihres Mannes im gegenwärtigen Rechtsstreit 
festgestellt und Einstufung und Entschädigung ver­
bessert werden, wenn .;dio Voraussetzungen'v.>n 
§§ 76 BEG, 13 f.d. 3. DV-BEG vorliegen,

Ascher Johannsen Y/ilden
Dr» Loev/enheim von der Mühlen
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